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UNKONVENTIONELLE POLITISCHE PARTIZIPATION
IM ZEITVERLAUF
Hat die Bildungsexpansion zu einer politischen Mobilisierung beigetragen?
Andreas Hadjar und Rolf Becker
Zusammenfassung: In Demokratien wird von vielen Seiten eine zunehmende Abkehr der Bürger
und Bürgerinnen von Politik beklagt. Haben die Bildungsreformen der 1960er Jahre, zu deren
Grundanliegen auch die Förderung politischen Engagements und die Erziehung zu mündigen
Bürgerinnen und Bürgern gehörten, in diesem Punkt versagt? Im Rahmen dieses Beitrags wird der
Frage nachgegangen, ob die Bildungsexpansion eine politische Mobilisierung zur Folge hatte, im
Zuge derer unkonventionelle politische Partizipationsformen an Bedeutung gewonnen haben. Un-
ter Nutzung kumulierter ALLBUS-Datensätze (1988–2000) werden zunächst soziale Hintergrund-
mechanismen des Zusammenhangs zwischen Bildung und politischer Partizipation auf der indivi-
duellen Ebene betrachtet, um dann anhand einer simultanen Modellierung von Alters-, Perioden-
und Kohorteneffekt unkonventionelle politische Partizipation im Zeitverlauf zu untersuchen. Im
Ergebnis zeigen sich gleich bleibend starke Effekte des Bildungsniveaus sowie Hinweise, dass eine
politische Mobilisierung stattgefunden hat. Während die höher Gebildeten sich als die hauptsäch-
lichen Träger dieses Prozesses erweisen, bleibt die Distinktion der niedrigen Bildungsgruppen im
Hinblick auf ein geringes Niveau politischer Partizipation erhalten.
I. Einleitung
Eine wesentliche politische Intention hinter den Bildungsreformen der 1960er Jahre
war die Schaffung einer Gesellschaft der politisch mündigen Bürgerinnen und Bürger –
und damit die Förderung politischer Beteiligung als Grundlage für eine funktionieren-
de Demokratie. Damals wie heute ist eine breite politische Partizipation ein Qualitäts-
merkmal einer Demokratie, entsprechend dem Grundsatz „citizen participation is at
the heart of democracy“ (Verba et al. 1995: 129).1 Diese Ansicht vertrat im Vorfeld
der Bildungsreformen vor allem Dahrendorf (1965), der „Bildung als Bürgerrecht“ ein-
forderte, da er in einer steigenden Bildungsbeteiligung eine Chance sah, durch Höher-
bildung breiter Bevölkerungsschichten bessere Partizipations- und Gestaltungsmöglich-
keiten, insbesondere bezüglich des politischen Systems zu eröffnen. Ein höheres Bil-
dungsniveau sollte die Mündigkeit der Bürger fördern und letztlich die Demokratie
stärken. Ziel war eine Demokratie, in der die Bürgerinnen und Bürger Politik nicht
nur verstehen, sondern als rationale Akteure selbst gestalten sollten (vgl. auch Müller
Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Jg. 59, Heft 3, 2007, S. 410–439.
* Wir danken Klaus Armingeon, Achim Goerres, Anna Hecken und Harald Schoen für wertvolle
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1 So sieht Fuchs (2000) die Möglichkeiten politischer Beteiligung und die Annahme dieser Mög-
lichkeiten durch die Bevölkerung als ein Qualitätsmerkmal der Demokratie an.
1998). Gefragt werden soll daher, ob im Zuge der Bildungsexpansion eine politische
Mobilisierung stattgefunden hat, die eine Folge dieser Entwicklung hin zu einer höhe-
ren Bildungsbeteiligung ist. Sind die Entwicklungen von Bildungsexpansion und politi-
scher Partizipation verbunden, und wenn ja: über welche Mechanismen?
Im Hinblick auf die nun schon länger andauernde Diskussion um „Politikverdros-
senheit“ – insbesondere der jungen Generationen –, die sich nach Meinung vieler Poli-
tiker und Journalisten in einer verstärkten Ablehnung von Politik und politischem
Handeln zeigt, scheint schnell eine Antwort parat: Desinteresse statt politischer Mobili-
sierung. Dem allgemeinen Lamentieren über eine Abkehr von der Politik ist allerdings
mit großer Skepsis zu begegnen (Lösche 1995). So ist eine Parteienverdrossenheit von
einer generellen Politikverdrossenheit2 zu unterscheiden. Ebenso ist eine Auswirkung
von Parteienverdrossenheit auf der Einstellungsebene auf das politische Handeln, insbe-
sondere die Wahlbeteiligung, nicht belegt. Auch helfen zu einfache sozialwissenschaft-
liche Analysen aus einer querschnittlichen Perspektive an dieser Stelle nicht weiter, da
sie häufig problematische Ergebnisse produzieren (Becker 2002). Stattdessen sind
Längsschnittdaten nötig, die – soweit möglich – unter Berücksichtigung verschiedener
Zeitdimensionen (Alter, Periode, Kohorte) zu analysieren sind. Dies ist unter anderem
deshalb notwendig, weil die Bildungsexpansion einen Prozess in der Zeit darstellt, der
entsprechender Untersuchungsmethoden bedarf.
Nachdem anhand einer solchen Untersuchungsstrategie unter simultaner Berück-
sichtigung von Alters-, Perioden- und Kohorteneffekten bereits gezeigt werden konnte,
dass – im Gegensatz zur Wahrnehmung, das politische Interesse jüngerer Generationen
sei gesunken – jüngere bzw. später geborene Kohorten unter Kontrolle ihres Alters und
von Periodenmerkmalen tendenziell stärker politisch interessiert sind als ältere, früher
geborene Kohorten (Hadjar und Becker 2006a), soll im Rahmen dieses Beitrags folgen-
de Fragestellung bearbeitet werden: Wie hat sich unkonventionelle politische Partizipa-
tion – und damit ein politischer Gegenstand auf der Handlungsebene – über die Bil-
dungsexpansion entwickelt? Lässt sich eine Verbindung zwischen Bildung und (unkon-
ventioneller) politischer Partizipation auf der Individualebene herstellen? Und: Wurde
eine entsprechende Entwicklung der (unkonventionellen) politischen Partizipation im
Zeitverlauf auf der Aggregatebene von der Bildungsexpansion mit geprägt? Ziel dieses
Beitrags ist somit sowohl eine Untersuchung zur Bildungsabhängigkeit politischer
Partizipation unter Berücksichtigung ausgewählter sozialer Mechanismen (z.B. politi-
sche Wirksamkeitsüberzeugungen, politisches Interesse), die hinter der Beziehung zwi-
schen Bildung und Partizipation stehen, als auch eine Analyse der Entwicklung unkon-
ventioneller politischer Partizipation im Zeitverlauf. Dabei werden bildungsbezogene
Aspekte fokussiert.3
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2 Auch hier ist darauf hinzuweisen, dass die Verwendungen und die Bedeutungszuweisungen im
Hinblick auf den Begriff der Politikverdrossenheit sowohl in der Öffentlichkeit als auch im so-
zialwissenschaftlichen Diskurs sehr vielfältig sind (vgl. Arzheimer 2002). Statt einer systemati-
schen Definition scheint nur ein kleinster gemeinsamer Nenner erkennbar zu sein – eine gewis-
se Distanz zu Politik als wesentlicher Aspekt des Begriffs.
3 Entsprechend werden einige Variablen zur Reduktion der Komplexität der Untersuchung aus-
geklammert. Dazu gehören u.a. politische Ziele, Rechts-Links-Einordnung und Zufriedenheit
mit System, Demokratie und Regierung (vgl. Lengfeld et al. 2000) sowie Aspekte des Werte-
wandels. Wenngleich Befunde darauf hinweisen, dass der Wertewandel hin zum Postmaterialis-
Im nächsten Abschnitt werden Hypothesen zum Zusammenhang zwischen Bildung
und Partizipation auf der individuellen Ebene und damit in Beziehung stehende Hin-
tergrundfaktoren sowie zur Entwicklung politischer Partizipation im Zeitverlauf theore-
tisch hergeleitet (Abschnitt II). Auf die Darstellung des Datenmaterials und der Mess-
instrumente, die in den jeweiligen Analysen verwendet wurden (Abschnitt III), folgen
zwei empirische Untersuchungen (Abschnitt IV): Zunächst werden im Rahmen einer
Querschnittsanalyse die Bestimmungsfaktoren unkonventioneller und konventioneller
Partizipation untersucht, um schließlich unkonventionelle Partizipation im Zeitverlauf
unter Berücksichtigung von Alters-, Perioden- und Kohorteneffekten hinsichtlich der
Frage zu analysieren, inwieweit die Bildungsexpansion diese Entwicklung beeinflusst
hat. In einem letzten Teil werden die Befunde zusammengefasst und diskutiert (Ab-
schnitt V).
II. Bildungsexpansion und unkonventionelle politische Partizipation
Der Wandel der politischen Beteiligung im Zuge der Bildungsexpansion der letzten
Jahrzehnte wird vor allem im Hinblick auf neue, unkonventionelle Formen politischer
Partizipation thematisiert (Inglehart 1997), die besonders im Rahmen der „Studenten-
bewegung“ 1968 etabliert wurden. Diese sind ein Ausdruck eines „zunehmenden Ver-
langens nach Partizipation als Folge der Bildungsexpansion“ (Kornelius und Roth
2004: 24), das hier primär mit zunehmenden Kompetenzen erklärt werden soll, aber
sicher auch auf einen Wertewandel zurückgeht. Politische Partizipation ist zunächst all-
gemein als „freiwillige Handlungen mit dem Ziel der Beeinflussung politischer Ent-
scheidungen“ (Niedermayer 2001: 131; vgl. Barnes et al. 1979: 42; Verba et al. 1995:
38) zu fassen. Als unkonventionelle politische Partizipation werden jene Formen politi-
scher Beteiligung verstanden, die, im Sinne unverfasster bzw. nicht auf verfasste Aktivi-
täten bezogener Beteiligungsformen, spontan oder geplant in relativer Distanz zu par-
teibezogenen politischen Institutionen entstehen (Kaase 2000).4 Zum Handlungsreper-
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mus ebenfalls eine Folge der Bildungsexpansion ist (Hadjar 2006) und auch seinen Anteil an
der Zunahme politischer Partizipation hat (Hadjar und Becker 2006b), würde eine detaillierte
Betrachtung hier zu weit führen – zumal die Frage des Einflusses von Werthaltungen dringend
komplexer Analysen bezüglich der Kausalität zwischen Werten und Verhalten bedarf. So wäre
zu betrachten, inwieweit Werte über die Einstellungen bzw. als Rahmen für die Situationsdefi-
nition das Handeln von Menschen beeinflussen und inwieweit die Handlungen von Menschen
wiederum die in Befragungen von Individuen berichteten Werthaltungen – im Sinne nachträg-
licher Rationalisierungen – prägen. Bezüge zum Wertewandel werden daher nur in der Diskus-
sion zur Interpretation der Befunde unter Rückgriff auf Erkenntnisse anderer empirischer Stu-
dien hergestellt.
4 Eine adäquate Begrifflichkeit für die hier fokussierten Formen sogenannter „unkonventionel-
ler“ Partizipation zu finden ist schwer. Im Hinblick auf den im Folgenden verwendeten Begriff
der unkonventionellen Partizipation ist zu problematisieren, dass darunter auch Verhaltenswei-
sen gefasst werden, die sich über die Zeit etabliert haben und von wachsenden Teilen der Be-
völkerung akzeptiert und genutzt werden (vgl. Niedermayer 2001). So ist zu fragen, ob eine
Form der Beteiligung, wie die Teilnahme an einer Demonstration, heute noch unkonventionell
ist. Welche Beteiligungsformen unter den Begriff „unkonventionell“ fallen, ist somit einer zeit-
lichen Entwicklung unterworfen. Wenn nun von unkonventioneller Partizipation gesprochen
wird, bezieht sich dies auf die Beteiligungsformen, die vor der „partizipatorischen Revolution“
toir unkonventioneller Partizipation gehören nach der Political Action Study (Barnes et
al. 1979) das Schreiben von Parolen an Wände, die Beteiligung an Unterschriften-
sammlungen, die Beteiligung an Boykotts, die Teilnahme an genehmigten politischen
Demonstrationen, die Weigerung der Zahlung von Mieten, Raten oder Steuern, die
Beteiligung an wilden Streiks, Besetzungen von Fabriken, Ämtern und anderen Gebäu-
den, das Aufhalten des Verkehrs durch eine Demonstration sowie die Beschädigung
fremden Eigentums und die Anwendung von Gewalt gegen Personen.
Aus der Taxonomie von Uehlinger (1988: 110) lassen sich konventionelle und un-
konventionelle Formen politischer Partizipation folgendermaßen gegeneinander abgren-
zen: Der konventionellen Partizipation zuzuordnen sind parteiorientierte Beteiligungs-
formen (Parteiarbeit, politische Gruppierung, Wahlhelfer, politisches Amt). Problem-
spezifische Aktivitäten (Bürgerinitiative, Unterschriftensammlung, Briefe an Zeitung,
genehmigte Demonstrationen etc.) und ziviler Ungehorsam (verbotene Demonstratio-
nen, Konfrontation mit der Polizei, Hausbesetzungen etc.) gehören demgegenüber zu
den unkonventionellen Partizipationsformen.5 Unkonventionelle Formen sind somit
stärker protestorientiert, weniger institutionalisiert, außerhalb des Rahmens verfasster
Parteienpolitik und verstärkt demonstrativ, provokativ und herausfordernd (vgl. Leng-
feld et al. 2000). Das Kriterium der Legalität oder Normkonformität, wie es etwa Opp
(1985) thematisiert, eignet sich nur sehr eingeschränkt zur Abgrenzung zwischen kon-
ventionellen und unkonventionellen Partizipationsformen, da empirische Studien für
einige Formen unkonventioneller Beteiligung (z.B. Unterschriftensammlungen, De-
monstrationen) einen großen Rückhalt in der Bevölkerung belegen und zum anderen
die Definition, was den Normen entspricht, starken zeitlichen Veränderungen ausge-
setzt ist (vgl. Uehlinger 1988: 29). Formen unkonventioneller Partizipation können so-
mit legal und illegal sein, wie dies in der Taxonomie von Uehlinger (1988) bereits the-
matisiert wurde.
Dabei schließen sich unkonventionelle und konventionelle Partizipationsformen
nicht gegenseitig aus, sondern ergänzen sich. So zeigen empirische Befunde, dass kon-
ventionelle und unkonventionelle Formen politischen Handelns miteinander korrelie-
ren (vgl. Opp 1985: 282). Entsprechend der These von Kaase (1984; van Deth 1997)
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(Kaase 1984) in den 1960er Jahren als unkonventionell galten. Eine andere mögliche Unter-
scheidung in institutionalisierte und nicht-institutionalisierte Formen politischer Beteiligung
erscheint als weniger sinnvoll: Unkonventionelle Beteiligungsformen sind zu einem geringeren
Grad oder teilweise gar nicht institutionalisiert. Es ist dennoch nicht plausibel, dass sie, wie
Kornelius und Roth (2004: 27) dies beschreiben, per definitionem „ohne institutionellen Rah-
men“ stattfinden. Zu nennen sind hier gesetzliche Rahmen, welche die Grenzen legaler unkon-
ventioneller Partizipation festschreiben, andererseits aber auch institutionelle Strukturen (z.B.
von Bürgerinitiativen), in deren Rahmen solche Partizipationsformen ausgeübt werden. Letzt-
lich stellen die unkonventionellen politischen Handlungsmuster im soziologischen Sinne selbst
Institutionen im Sinne von Verhaltensregelmäßigkeiten dar.
5 Einen Sonderstatus jenseits der Dimensionen konventioneller und unkonventioneller Partizi-
pation nehmen nach Kaase (2000; Barnes et al. 1979) Aktivitäten ein, die sich aus der Staats-
bürgerrolle ergeben (Ausübung des Wahlrechts, Meinung sagen) sowie politische Gewalttaten
gegen Personen oder Sachen. Erstere Formen wären eigentlich der konventionellen Partizipati-
on zuzuordnen, letztere der unkonventionellen Partizipation; ein Problem bei der empirischen
Zuteilung zu den Dimensionen ergibt sich jedoch durch die einerseits sehr hohe Auftretens-
wahrscheinlichkeit (Wahlbeteiligung) sowie die andererseits im Vergleich sehr niedrige Auftre-
tenswahrscheinlichkeit (Gewalttaten).
zur „partizipatorischen Revolution“ hat sich in den 1960er Jahren das politische Betei-
ligungsverhalten der Bevölkerung dahingehend gewandelt, dass zusätzlich zu den kon-
ventionellen Partizipationsformen (Wählen, Parteimitarbeit etc.) neue Formen poli-
tischen Protests hinzugekommen sind. Vor allem legale Formen unkonventioneller
politischer Partizipation wurden zunehmend von einem Großteil der Bevölkerung
anerkannt (Niedermayer 2001: 215). Auch neueste Studien belegen, dass unkonventio-
nelle Partizipationsformen weiterhin „tendenziell [...] mehr als Ergänzung denn als Al-
ternative genutzt“ werden (Kornelius und Roth 2004: 14). Bezüglich konventioneller
Beteiligung sind inaktive Individuen dies auch im Hinblick auf unkonventionelle Be-
teiligung.
1. Bildung, Status, Political Efficacy, politisches Interesse
und unkonventionelle politische Partizipation
Ein starker Zusammenhang zwischen Bildungsniveau und politischer Aktivität gehört
zu den Standardbefunden der Partizipationsforschung (vgl. Uehlinger 1988; Leighley
1995). Die formale Bildung ist einer der wichtigsten Bestimmungsfaktoren – und dies
sowohl im Hinblick auf konventionelle, als auch auf unkonventionelle Beteiligungsfor-
men: Individuen mit höherer Bildung sind aktiver bzw. beteiligen sich stärker politisch
als niedriger Gebildete. Darauf weisen bereits Befunde aus klassischen Partizipations-
studien (Kaase und Marsh 1979; Milbrath und Goel 1977) hin. Im Hinblick auf die
Typisierung von Uehlinger (1988: 171) zeigt sich, dass sowohl der Anteil der Parteiak-
tiven, als auch der Anteil der gewaltlosen Aktivisten mit zunehmendem Bildungsniveau
steigt, wobei vor allem für den zivilen Ungehorsam als Kernaspekt unkonventioneller
Partizipation ein positiver Bildungseffekt zu konstatieren ist.
Bei der theoretischen Exploration einer Beziehung zwischen Bildungsniveau und
unkonventioneller politischer Partizipation sind bestimmte Mediatoren zwischen diesen
beiden Faktoren in Betracht zu ziehen. Zunächst sollen zwei Sichtweisen auf die Rolle
des Bildungsniveaus thematisiert werden (vgl. Hadjar 2006: 206–208). Zum einen ist
Bildung als Humanvermögen zu fassen, d.h. als kognitive Fähigkeiten, Reflexions- und
Handlungskompetenzen. Eine höhere Bildung bedeutet damit einen erleichterten Zu-
gang zu Politik (Krimmel 2000: 628), denn es sinken die Kosten, sich mit Politik zu
beschäftigen und z.B. politische Einstellungen zu reflektieren.6 So existieren u.a. empi-
rische Belege dafür, dass höher gebildete Schichten verstärkt nach situativen Einschät-
zungen sozialer und politischer Bedingungen reflektiert wählen, statt einer Partei habi-
tuell zuzuneigen (Dalton 1984). Zum anderen stellt Bildung aber auch ein Humanka-
pital dar, d.h. Bildung in Form von akkumulierten Bildungszertifikaten lässt sich im
späteren Erwerbsleben in Arbeitsmarktpositionen und Einkommen umsetzen (Becker
1974) und bestimmt so die spätere soziale Lage und die Lebenschancen (Becker 1998).
Diese Deutung von Bildung als Humankapital basiert auf dem Statuszuweisungskon-
zept von Mayer und Blossfeld (1990), nach dem die soziale Herkunft (sozialer Status
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6 „Education helps citizens to understand and evaluate politics and political options, facilitates
deliberation, clarifies the importance of a working democracy for their own lives, and helps
them handle frustrations in the domain of politics“ (Armingeon 2007: 362).
der Eltern) den erreichten Schulabschluss bestimmt; der Schulabschluss wiederum hat
einen substantiellen Anteil an der Erklärung des späteren Berufsstatus.7 Es kann somit
ein Effekt der Bildung über die soziale Lage auf politische Einstellungen und Verhalten
vermutet werden. Armingeon (2007) fokussiert bezüglich des Effekts auf politische
Partizipation vor allem das höhere Einkommen, das aus einem höheren Bildungsab-
schluss resultiert und das für konventionelle und unkonventionelle politische Unter-
nehmungen herangezogen werden kann.
Ins Zentrum der Exploration der Beziehung zwischen Bildung und politischer
Partizipation ist zunächst der Faktor der „Political Efficacy“ zu stellen. Ein höheres Bil-
dungsniveau geht mit der Wahrnehmung einer höheren politischen Selbstwirksamkeit
(Vetter 2000; Becker 2004) einher. Political Efficacy stellt eine Kontroll- bzw. Wirk-
samkeitsüberzeugung bezüglich politischen Handelns dar – „the feeling that individual
political action does have, or can have, an impact upon the political process“ (Camp-
bell et al. 1954: 187). Diese hat zwei Dimensionen: Während sich die internale politi-
sche Wirksamkeitsüberzeugung auf die Wahrnehmung, dass Instrumente zur politi-
schen Teilhabe individuell zur Verfügung stehen, bezieht, manifestiert sich in der exter-
nalen politischen Wirksamkeitsüberzeugung die Wahrnehmung, dass Autoritäten und
Regimes auf Einflussversuche über politische Partizipation auch reagieren (vgl. Vetter
2000). Die These ist nun, dass ein höheres Bildungsniveau zu einer höheren internalen
und externalen Political Efficiacy führt (vgl. Abramson 1983), weil höhere Bildung ei-
nerseits bessere Reflexionsfähigkeiten und Kompetenzen sowie ein höheres politisches
Wissen (Jennings 1996) bedeutet, und andererseits mit höherer Bildung bessere Auf-
stiegschancen und ein höherer sozialer Status einhergehen, der – zumindest in der sub-
jektiven Wahrnehmung – höhere Kompetenzen bezüglich der Handlungsmöglichkeiten
in der Gesellschaft und im politischen System verspricht (vgl. Krebs und Schmidt
1993: 100). Entsprechend postulierten und belegten bereits Milbrath und Goel (1977:
58) aus eher psychologischer Perspektive: „persons who feel efficacious participate at a
higher level than those who lack such feelings“. Auch Barnes et al. (1979) zeigen im
Rahmen der Political Action Study, dass ein höherer sozialer Status mit einem stärke-
ren politischen Engagement verknüpft ist. Nach Befunden von Uehlinger (1988: 179),
der Political Efficacy als subjektive politische Kompetenz bezeichnet, führt eine höhere
politische Wirksamkeitsüberzeugung zu einer höheren Wahrscheinlichkeit, zu den
Partizipationstypen der Parteiaktiven und den gewaltlosen, unkonventionellen Aktivis-
ten zu gehören.
Die höhere politische Wirksamkeitsüberzeugung führt zu einem verstärkten politi-
schen Interesse, d.h. zu einem höheren Grad der Neugier der Bevölkerung an Politik
(van Deth 1990: 278) bzw. an Personen, Prozessen und Vorgängen in der Sphäre der
Politik. Unter Rückgriff auf die rationale Perspektive (Becker 1974; vgl. Hadjar und
Becker 2006a) lässt sich argumentieren, dass nur, wer die Erfolgswahrscheinlichkeit,
durch politische Partizipation Wirkung zu erzielen und politisch denken und handeln
zu können, als hoch einschätzt sowie wer aufgrund seiner Kompetenzen (Informations-
verarbeitungsfähigkeiten, Wissen etc.) die Kosten für die Auseinandersetzung mit poli-
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7 Diese Mechanismen der Statuszuweisung sind relativ persistent; das Modell hat auch über die
Bildungsexpansion nichts an empirischer Geltung verloren (vgl. Becker 2003).
tischen Themen als gering einschätzt, sich in besonderem Maße politisch interessieren
wird.
Das politische Interesse bildet im Rahmen dieser Betrachtung das Bindeglied für
die Beziehung zwischen Bildung, Status, Political Efficacy und politischer Partizipation.
Das politische Interesse bezieht sich auf den Grad der Involviertheit in Politik bzw. den
„degree to which citizens are interested in and concerned about politics and public af-
fairs“ (Milbrath und Goel 1977: 46).8 Als konative, d.h. als handlungs-, antizipations-
und einflussbezogene Komponente des Einstellungssystems gilt es als Vorstufe für poli-
tisches Engagement (vgl. Breckler 1984; van Deth 1990), d.h. politisches Interesse bil-
det in vielen Fällen den Auslöser für einen „switch from passivity to participation“ (Ar-
mingeon 2007: 363). Ein Mangel an politischem Interesse reduziert die politische
Partizipationsbereitschaft der Individuen (Milbrath und Goel 1977; Barnes et al.
1979). Einen Zusammenhang zwischen politischem Interesse und politischer Partizipa-
tion belegt auch Uehlinger (1988: 174): Mit steigendem politischen Interesse erhöhen
sich die Anteile der Partizipationstypen „parteiorientierte Partizipation“ (konventionelle
Beteiligungsformen) sowie „problemspezifische Partizipation“ und „ziviler Ungehorsam“
(unkonventionelle Beteiligungsformen). Somit ist nun auch für unkonventionelle poli-
tische Beteiligung zu vermuten: Aus einem höheren politischen Interesse folgt, durch
Drittvariablen (u.a. Problemwahrnehmung, Zufriedenheit mit der Regierung; vgl. u.a.
Kornelius und Roth 2004) moderiert, eine größere Wahrscheinlichkeit, sich im Rah-
men unkonventioneller politischer Partizipation zu engagieren.
Aus den hier dargestellten Überlegungen soll als wesentliche Annahme folgende
Hypothese (H1) formuliert werden:
H1: Mit steigendem Bildungsniveau steigt die Wahrscheinlichkeit unkonventioneller
politischer Partizipation an.
2. Bildungsexpansion und unkonventionelle politische Partizipation
Zu den wesentlichen Folgen der Bildungsexpansion gehören zwei mit der zunehmen-
den Bildungsbeteiligung und Höherqualifikation einhergehende soziale Mechanismen:
Während die „kognitive Mobilisierung“ als erwartete und erwünschte Folge der Bil-
dungsexpansion gelten kann, hat die ebenso im Zuge der Bildungsexpansion erwartete
„Heterogenisierung“ neben dem (leichten) Abbau von Bildungsungleichheiten auch un-
erwünschte Wirkungen in Gestalt sinkender Standards der höheren Bildungsinstitutio-
nen und -schichten (vgl. Hadjar und Becker 2006b).
Die kognitive Mobilisierung als unmittelbare Folge der Bildungsexpansion führte zu
einem langfristigen gesellschaftlichen Wandel und ist Ursache des kulturellen Um-
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8 Dabei soll hier politisches Interesse weniger aus einem psychologischen Verständnis heraus als
Persönlichkeitseigenschaft verstanden werden, sondern stattdessen, der soziologischen Perspek-
tive folgend, als Aktivierungszustand, der durch situative Faktoren wie verfügbare Ressourcen
(bezüglich der Partizipation) und die Situationsdefinition bzw. -wahrnehmung bestimmt wird
(vgl. Schmidtchen und Uehlinger 1983: 188). Daher ist zu erwarten, dass politisches Interesse
und Partizipationsbereitschaft „gleichermaßen nicht nur lebenszyklischen, sondern auch situa-
tionalen Effekten unterliegen“ (Uehlinger 1988: 173).
bruchs, der Ende der 1960er Jahre zuerst eine bestimmte Studentengeneration erfasste
(Baumert 1991: 347; Baumert et al. 2003). Die kognitive Mobilisierung auf der Ag-
gregatebene ist, entsprechend der Aggregationslogik, das Abbild der Beziehung zwi-
schen individuellem Bildungsniveau und individuellen Fähigkeiten der Informations-
verarbeitung im Umgang mit Problemstellungen bzw. Handlungskompetenzen. Auf
der gesellschaftlichen Ebene vollzog sich im Zuge der Bildungsexpansion somit eine
Entwicklung hin zu „verbesserte[n] Teilhabe- und Gestaltungsmöglichkeiten in vielen
Bereichen des privaten und öffentlichen Lebens“ (Baumert 1991: 347). Die kognitive
Mobilisierung hat zu einer Erweiterung der Fähigkeiten im Umgang mit Politik bzw.
politischer Handlungskompetenz und letztlich zu einer „political sophistication of
Western mass publics“ (Dalton 1984: 265; vgl. Inglehart 1977) geführt. Während die-
se Entwicklung zu den erwünschten Folgen der Bildungsreformen zählt (Dahrendorf
1965), zog die Heterogenisierung der Schülerschaft höherer Schulen wie auch die Ho-
mogenisierung der Schülerschaft der Hauptschule als niedrigster Schulform (Solga und
Wagner 2001) unerwünschte Konsequenzen in Form tendenziell sinkender Standards
nach sich. Die Öffnung der Aufstiegsschulzweige bzw. der höheren Bildungseinrich-
tungen für vormals exkludierte Schichten (z.B. Landwirte und Arbeiter) führte zu einer
heterogeneren Zusammensetzung der Schülerschaft in höheren Schulformen; erkennbar
an einem sich abschwächenden Zusammenhang zwischen sozialer Herkunftsschicht
und Bildungsniveau (Becker 2003). Bereits Schelsky (1956) merkte an, dass eine Er-
weiterung der Bildungsmöglichkeiten und eine entsprechende soziale Heterogenisie-
rung der Gruppe der höher Gebildeten nur unter Inkaufnahme sinkender Bildungs-
standards bzw. eines sinkenden Niveaus in dieser Gruppe möglich sei. Somit sollten
die höher Gebildeten hinsichtlich ihrer Fähigkeiten, Kompetenzen, Orientierungen
und Verhaltensmuster eine zunehmend weniger distinkte Position gegenüber den ge-
ringer Gebildeten einnehmen (Baumert 1991). Alles in allem sollte die hier themati-
sierte Heterogenisierung der höheren Bildungsschicht die Effekte der Bildungsexpansi-
on abschwächen, was eine geringere Niveauverschiebung in der Gesamtbevölkerung zur
Folge hätte (vgl. Müller 1998). Im Hinblick auf die Entwicklung der unkonventionel-
len politischen Partizipation ist eine leichte Tendenz zu erwarten, dass sich die höhere
Bildungsschicht in ihrem Ausmaß an unkonventioneller Partizipation über die Kohor-
tenabfolge auf die niedrigen Bildungsschichten zubewegt, weil in die höhere Bildungs-
schicht nun nicht mehr nur Individuen aus Herkunftsfamilien mit höherer Bildung,
einem hohen Sozialstatus (und damit auch einer höheren Kompetenzwahrnehmung be-
züglich politischer Reflexion und politischen Handelns sowie höherem politischen In-
teresse) vordringen, sondern auch politikferne Individuen. Die negative Distinktion der
am niedrigsten Gebildeten sollte in Anbetracht der Homogenisierung der Schülerschaft
von Hauptschulen als „Restschule“ (Solga und Wagner 2001) erhalten bleiben bzw. so-
gar zunehmen.
3. Unkonventionelle politische Partizipation im Zeitverlauf
Bei der Analyse sozialer Entwicklungen reicht die Betrachtung einzelner zeitlicher Ef-
fekte nicht aus, denn diese Vorgehensweise kann zu „temporalen Fehlschlüssen“ führen.
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Als temporale Fehlschlüsse sollen hier falsche Schlussfolgerungen, die auf der Analyse
nur eines temporalen Effekts basieren, verstanden werden. Stattdessen ist zu beachten,
dass es drei temporale Dimensionen gibt, die im Hinblick auf sozialen Wandel Be-
rücksichtigung finden sollten: Alters-, Perioden- und Kohorteneffekte (A-P-K-Analyse;
Mayer und Huinink 1990; Bürklin et al. 1994; Hadjar und Becker 2006a). Das Sepa-
rieren dieser drei temporalen Effekte dient der besseren Erklärung der hinter dem
Wandel liegenden Kausalmechanismen. Es ist zu fragen, ob und inwieweit die unter-
schiedlichen Sozialisationserfahrungen politischer Generationen, Alterungsprozesse bzw.
unterschiedliche Positionen im Lebenszyklus oder periodenspezifische Zustände und
Ereignisse ausschlaggebend für Veränderungen im politischen Partizipationsverhalten
sind. Die Sinnhaftigkeit einer solchen Herangehensweise zeigt sich u.a. in Befunden
zum Wandel des politischen Interesses oder zum Wertewandel: Während bei Betrach-
tung von Geburtskohorten das politische Interesse der zwischen 1959 und 1968 Gebo-
renen geringer zu sein scheint als das politische Interesse früherer Generationen, zeigt
sich im komplexen A-P-K-Modell, dass die jüngere Generation, unter Kontrolle ihres
geringeren Alters sowie Periodeneinflüssen, sogar ein ausgeprägteres politisches Interes-
se hat (Hadjar und Becker 2006a).9 Entsprechend soll nun auch die Entwicklung der
unkonventionellen politischen Partizipation als Kompositionseffekt, d.h. als Zusam-
menspiel sich gegenseitig überlagernder Effekte der historischen Lagerung und Prägung
von Kohorten durch gesellschaftliche Verhältnisse, der individuellen Entwicklung im
Lebenszyklus sowie der historischen Perioden, thematisiert werden (vgl. u.a. Becker
und Mays 2003).
Vor dem Hintergrund der Ausführungen zum Zusammenhang zwischen Bildung
und politischer Partizipation ist ein Kohorteneffekt anzunehmen, in dem die zunehmen-
de „kognitive Mobilisierung“ in der Abfolge von Geburtsjahrgängen (Baumert et al.
2003) zum Ausdruck kommt, die zu besseren politischen Kompetenzen, höherem poli-
tischen Interesse und verstärkter politischer Beteiligung geführt hat. Diese These geht
konform mit den theoretischen Überlegungen und Befunden zur „partizipatorischen
Revolution“ (Kaase 1984), deren Träger höher gebildete, jüngere Generationen sind,
die vor allem unkonventionelle politische Partizipationsformen neben den klassischen
konventionellen Formen gesellschaftsfähig machen. Früher geborene Kohorten sollten
demnach im geringeren Ausmaß unkonventionell partizipieren als später geborene Ko-
horten.10
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9 Diekmann (2004: 283–287) zeigt zwei Beispiele solcher Fehlschlüsse auf: Als Lebenszyklus-
fehlschluss wird der Befund thematisiert, dass mit zunehmendem Alter die Intelligenz ab-
nimmt, denn bei gleichzeitiger Betrachtung von Kohortenunterschieden erweisen sich jüngere
Kohorten zwar als intelligenter, der Grad an Intelligenz bleibt aber über den Lebenslauf bzw.
das Alter stabil. Als idealtypisches Beispiel für einen Kohortenfehlschluss gilt die Vorstellung
zum Wertewandel, wonach das Sinken des Materialistenanteils ein reiner Kohorten- bzw. Ge-
nerationeneffekt ist (Inglehart 1977). Stattdessen zeigt sich in der simultanen Analyse von Al-
ter und Kohorte, dass zumindest teilweise ein Alterseffekt hinter diesen Ergebnissen steht, da
jüngere Individuen im geringeren Ausmaß materialistischen Werten anhängen (vgl. Hadjar
2006).
10 Ein Kohorteneffekt für politische Partizipation erscheint ebenso aus Sicht von Inglehart (1997)
als plausibel, der von einer Zunahme politischer Partizipation – und hier: vor allem unkonven-
tioneller Beteiligungsformen – über die Kohortenabfolge ausgeht, die bedingt ist durch einen
Entsprechend dem Verlauf der Bildungsexpansion müsste ein wesentlicher Anstieg
der politischen Partizipation erstmals für die Kohorte der 1949 bis 1958 Geborenen zu
konstatieren sein (vgl. Meulemann 1987), die 1959–68er Geburtsjahrgänge sollten
dann bei alleiniger Betrachtung der Kohorten die höchsten Werte aufweisen. Die zu-
nehmende Heterogenität höherer Bildungsschichten sollte den Bildungs- und den Ko-
horteneffekt in seiner Stärke bzw. seiner statistischen Signifikanz abschwächen. Bei In-
terpretation der Kohorten im Hinblick auf das Bildungsniveau ergeben sich aus den
beiden Argumentationen zur kognitiven Mobilisierung (vgl. Baumert 1991; Dalton
1984) und zur Heterogenisierung der höheren Bildungsgruppe (Schelsky 1956; Bau-
mert 1991) bzw. zur Homogenisierung der niedrig Gebildeten (Solga und Wagner
2001) folgende Hypothesen (H2a, H2b):
H2a: Jüngere Kohorten zeigen infolge ihrer höheren Bildungsbeteiligung eine stärkere
unkonventionelle politische Partizipation.
H2b: Der Unterschied in der unkonventionellen politischen Partizipation zwischen hö-
herer und mittlerer Bildungsgruppe ist in den jüngeren Kohorten geringer ausge-
prägt, während die niedrigste Bildungsgruppe ihre negative Distinktion beibe-
hält.
Im Sinne der A-P-K-Analyse werden die Kohorteneffekte unter simultaner Berücksich-
tigung von Perioden- und Alterseffekten betrachtet, die in den multivariaten Modellen
kontrolliert werden. Es ist von einer Überlagerung der Kohorteneffekte durch einen
Lebenszyklus- bzw. Alterseffekt auszugehen. So kann, Uehlinger (1988: 173) folgend, aus
der Situations- und Ressourcenbestimmtheit politischen Interesses und politischer
Partizipation auf lebenszyklische Effekte geschlossen werden. Die Frage nach der Rich-
tung dieses Alters- bzw. Lebenszykluseffekts erscheint als diffizil: Bezüglich der generel-
len politischen Partizipation ist zunächst von einer mit dem Alter ansteigenden Partizi-
pation auszugehen. Nach einem Höhepunkt im mittleren Alter sollte das Ausmaß poli-
tischer Partizipation ca. ab dem 60. Lebensjahr tendenziell nachlassen (vgl. Milbrath
und Goel 1977: 114). Hintergrundannahme ist, dass mit steigendem Alter zum einen
politische Orientierungen sowie politische Handlungskompetenzen im Zuge der politi-
schen Sozialisation sich erst entwickeln (Hoffmann-Lange 1993; Bürklin et al. 1994)
und zudem mit dem Alter, d.h. der längeren Lebenszeit, auch die Opportunitäten stei-
gen, sich politisch zu engagieren. Ein sehr junger Mensch dürfte nur wenige Gelegen-
heiten zu politischer Partizipation gehabt haben (vgl. Becker und Mays 2003). So for-
muliert Armingeon (2007: 362) im Hinblick auf die soziale Integration und Sozialisa-
tionsumwelten als Bestimmungsfaktoren für politische Beteiligung: „After adolescence
the integration into family life as well as working life becomes stronger and the likeli-
hood of being drawn into politics increases. Paying taxes as well as enjoying the bene-
fits of the welfare state provide lessons about politics and demonstrate its relevance;
and family members or workplace colleagues may provide a stimulus or social pressure
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Wertewandel hin zu Partizipationswerten. Auch Herz (1987: 58) nimmt an, dass „Werte, die
mit gesellschaftlich-politischer Partizipation“ zu tun haben, eine historische Verankerung besit-
zen und sich nach dem Modell des Generationenwechsels verändern. Der Aspekt des Werte-
wandels soll aus Gründen der Reduktion des Untersuchungsrahmens hier nicht näher erörtert
werden.
towards increased political participation“. Empirische Evidenzen für entsprechende Al-
terseffekte finden sich u.a. in Bezug auf konventionelle Partizipation wie Parteiaktivi-
tät, Wahlverhalten und Diskussionen (Uehlinger 1988: 168) sowie auf politisches In-
teresse (Hadjar und Becker 2006a). Nach der Beendigung des Arbeitslebens ist mit ei-
ner Stagnation des Anstiegs in der Partizipation oder sogar einer tendenziell zurückge-
henden Partizipation zu rechnen, da dann entsprechende Sozialisationsumwelten und
Anlässe nur noch im geringeren Maße gegeben sind (Armingeon 2007). Diese theoreti-
schen Überlegungen und empirischen Befunde könnten zunächst im Rahmen einer
Hypothese (H3) auf unkonventionelle Partizipation bezogen werden:
H3: Mit zunehmendem Alter steigt zunächst die Wahrscheinlichkeit unkonventionel-
ler politischer Partizipation an, um im späteren Lebensverlauf (um das 60. Le-
bensjahr) zu stagnieren.
Unter besonderer Berücksichtigung des Wesens unkonventioneller politischer Partizipa-
tion bietet sich aber auch eine andere Argumentation an. Nach Befunden der Political
Action Study (Barnes et al. 1979) sowie von Uehlinger (1988: 168) ist unkonventio-
nelle politische Partizipation eher in jüngeren Altersgruppen zu finden. So finden sich
Protestierer und gewaltlose Aktivisten im vergleichsweise höchsten Ausmaß in der Al-
tersgruppe der 16- bis 25-Jährigen. Problemzentrierte Partizipation, die ebenfalls un-
konventionellen Beteiligungsformen zuzuordnen ist, hat ihren Höhepunkt zwischen
dem 26. und 35. Lebensjahr (Uehlinger 1988: 168).11 Als Erklärungsmuster für einen
solchen Zusammenhang kämen einerseits ressourcentheoretische Erklärungen in Frage:
Die größere Protest-Wahrscheinlichkeit junger Menschen wird von Barnes et al. (1979:
101) damit begründet, dass Jugendliche relativ frei von alltäglichen Verantwortlichkei-
ten für Karriere und Familie sind und mehr Zeit für unkonventionelle politische Akti-
vitäten haben. Zudem können jüngere Altersgruppen bei Protest- bzw. unkonventionel-
lem Partizipationshandeln auf eine höhere physische Vitalität zurückgreifen. Aus ent-
wicklungspsychologischer Perspektive ließe sich nach Kohlberg (1996) vermuten, dass
die Heranziehung tendenziell risikoreicher, weniger legaler und normativ akzeptierter
Beteiligungsformen auf im Jugendalter noch existierende Defizite an moralischen Kom-
petenzen zurückzuführen sei. In eine ähnliche Richtung, wenngleich stärker auf politi-
sche Kompetenzen bezogen, geht die Argumentation von Schmidtchen und Uehlinger
(1983) bzw. Uehlinger (1988: 168f.): „Kommt noch bescheiden ausgebildete politische
Kompetenz mit hohen Anforderungen in Form psychologisch schwer zu bewältigenden
politischen Nachrichten zusammen, so kann daraus Angst und daraus Abwehr in Form
von Aggression resultieren“, wobei hier Aggression sicherlich nicht nur im engen Sinne
als Vorform von Gewalt zu verstehen ist, sondern eher im weiteren Sinne als eine ver-
stärkte Motivation, Einfluss zu üben.12
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11 Diese Befunde gelten interessanterweise in den meisten Aspekten sowohl bezüglich aktueller
politischer Aktivität, als auch im Hinblick auf bisherige politische Partizipation, d.h. akkumu-
lierter Beteiligung (Uehlinger 1988: 169).
12 Andererseits könnte auch aus der Werteforschung ein negativer Alterseffekt abgeleitet werden:
Eine mit dem Alter abnehmende unkonventionelle Aktivität wäre dann auf eine lebenszyklus-
bedingte Abnahme Inglehartscher postmaterialistischer Werte bzw. eine Zunahme an Pflicht-
und Akzeptanzwerten nach Klages zurückzuführen, die mit einer Abwendung von unkonven-
tionellen Partizipationsformen verbunden sind. So zeigen verschiedene Studien, dass Kohor-
An der Hypothese H3 zum Alters- bzw. Lebenszykluseffekt soll trotz dieser mögli-
chen konträren Sichtweise zunächst festgehalten werden, da zum einen angenommen
werden kann, dass sich im Zuge der partizipatorischen Revolution (Kaase 1984) For-
men der unkonventionellen politischen Partizipation in der Gesamtbevölkerung, und
damit auch in älteren Altersgruppen, etablieren konnten (vgl. Uehlinger 1988: 29;
Niedermayer 2001: 215), und sich andererseits die abhängige Variable auf bisherige
unkonventionelle Partizipation und nicht auf aktuelles Beteiligungsverhalten bezieht.
Dieser Aspekt der Akkumulation würde vermuten lassen, dass mit jedem Lebensjahr
die Chance zur Akkumulation von Partizipationsverhalten steigt, wobei ab dem Pen-
sionsalter mit einer Stagnation zu rechnen wäre.
Empirische Befunde weisen zudem darauf hin, dass das Ausmaß politischer Partizi-
pation von Periodeneffekten, also Wirkungen gesellschaftlicher Verhältnisse und politi-
scher Ereignisse zu den jeweiligen historischen Kalenderzeiten, abhängig ist. Besonders
bei gesellschaftlichen Problemlagen von hoher Salienz und einer hohen Ungerechtig-
keitswahrnehmung ist mit verstärkter, vor allem auch unkonventioneller, politischer
Partizipation zu rechnen (Lengfeld et al. 2000). Entsprechend sieht Klages (1984) poli-
tisches Interesse und politische Partizipation als Ausdruck der Unzufriedenheit mit dem
Regierungs- bzw. Politikerhandeln. Mit einer zunehmenden Problemwahrnehmung,
etwa bezüglich der Arbeitslosigkeit, sinkt das „unpolitische Staatsvertrauen“ und damit
wachsen das politische Interesse und die Wahrscheinlichkeit (vor allem unkonventio-
neller) politischer Beteiligung. Eine Betrachtung des Erhebungszeitraums zwischen
1988 und 2000 weist auf mehrere politische bzw. politisch relevante Ereignisse hin, die
eine temporäre verstärkte politische Beteiligung erwarten lassen. Sie wäre für die Zeit
um 1988 und 1990 (hohe Arbeitslosigkeit, Vereinigung beider deutscher Staaten), um
1998 (hohe Arbeitslosigkeit, „Burn-out“ der 16-jährigen christlich-liberalen Regie-
rungskoalition) oder die Zeit nach 1998 (Aufbruch, die ersten Jahre der rot-grünen
Ära) ein Anstieg politischer Partizipation zu erwarten (vgl. Hadjar und Becker 2006a).
Da diese verschiedenen Periodeneinflüsse kaum als linearer Trend angenommen werden
können, wird folgende ungerichtete Hypothese (H4) aufgestellt:
H4: Bildungs- und Kohorteneffekte werden von Periodeneffekten, die auf gesell-
schaftlichen Ereignissen und sozialstrukturellen Veränderungen basieren, überla-
gert.
Im Rahmen der Längsschnittanalysen zur Entwicklung unkonventioneller politischer
Partizipation wird zudem das Geschlecht kontrolliert. Ein Grund dafür ist zunächst,
dass empirische Befunde für die Geschlechtsspezifizität politischer Partizipation spre-
chen. Frauen haben auch nach der partizipatorischen Revolution noch ein geringeres
politisches Interesse und fühlen sich weniger politisch kompetent als Männer, wobei
die Geschlechterunterschiede in der unkonventionellen Partizipation geringer sind
(Westle 2001). Des Weiteren soll damit berücksichtigt werden, dass Frauen insbeson-
dere von der Bildungsexpansion profitiert haben. Im Zuge der Bildungsexpansion hat
vor allem ein Anstieg der Bildungsbeteiligung von Frauen und damit ein Abbau ge-
schlechtsspezifischer Ungleichheiten stattgefunden, während etwa Bildungsungleichhei-
Unkonventionelle politische Partizipation im Zeitverlauf 421
teneffekte auf den individuellen Wertekosmos durch Alterseffekte, die entgegengesetzt gerich-
tet sind, überlagert werden (vgl. Hadjar 2006).
ten nach sozialer Herkunft nur im geringeren Maße abgenommen haben (vgl. Hecken
2006). Schließlich ist die Berücksichtigung des Geschlechts auch deshalb sinnvoll, weil
Frauen durch ihre höhere Lebenserwartung (Klein et al. 2006) besonders in den höhe-
ren Altersgruppen in größerer Anzahl in den kumulierten Längsschnitt eingehen.
III. Untersuchungsdesign, Datensatz und Messinstrumente
Da nicht alle interessierenden Variablen über längere Zeiträume erhoben wurden, muss
die Untersuchung der Fragestellungen auf zwei Teilanalysen aufgeteilt werden. Wäh-
rend die sozialen Mechanismen zwischen Bildungsniveau und politischer Partizipation
im Rahmen eines Strukturgleichungsmodells analysiert werden, wird die unkonventio-
nelle politische Partizipation im Zeitverlauf anhand einer A-P-K-Analyse untersucht.
1. Strukturgleichungsmodell zur Erklärung politischer Partizipation
Zunächst wird zur Exploration sozialer Hintergrundmechanismen des Zusammenhangs
zwischen Bildung und Partizipation ein Strukturgleichungsmodell zur Erklärung kon-
ventioneller und unkonventioneller politischer Beteiligung geschätzt. Die Schätzung er-
folgt nach der Maximum-Likelihood-Methode und basiert auf einer Korrelationsmatrix
unter ausschließlicher Nutzung manifester Variablen mittels AMOS.
a) Datenbasis: Die Datenbasis bildet ein Datensatz, in dem die ALLBUS-Erhebungen
1988 und 1998 gepoolt wurden (vgl. Sayers 1989). Nur in diesen beiden Erhebungen,
die thematisch der politischen Partizipation gewidmet waren, sind die hier interessie-
renden unabhängigen und abhängigen Variablen vollständig und anhand gleicher Mess-
instrumente erhoben worden. Der Datensatz mit einer Größe von N = 3290 enthält
nur Westdeutsche ab 21 Jahren, die zwischen 1919 und 1968 geboren wurden. Wäh-
rend Unterschiede zwischen den beiden Messzeitpunkten nicht verfolgt werden sollen,
stehen kohortenspezifische Unterschiede im Zentrum des Interesses. Daher werden
zwei getrennte Modelle geschätzt: zum einen für die Geburtskohorten 1919–48, die
noch nicht von den Bildungsreformen der 1960er Jahre betroffen waren, zum anderen
für die später geborenen Geburtskohorten 1949–1968, die von der Bildungsexpansion
profitierten.
b) Messinstrumente: Folgende Variablen werden in das Modell integriert: Zur Abbil-
dung der beiden Formen politischer Partizipation als abhängige Variablen wurde jeweils
ein Summenindex aus den Antworten auf entsprechende Items gebildet. Der Faktor
unkonventionelle politische Partizipation setzt sich zusammen aus „Mitarbeit in Bürger-
initiative“, „an ungenehmigter Demonstration teilgenommen“, „Teilnahme an Beset-
zungsaktion“ und „habe schon einmal politische Gegner eingeschüchtert“. Zu den kon-
ventionellen Formen politischer Partizipation, die in dieses Modell integriert werden, um
das Verhältnis zwischen unkonventioneller und konventioneller Partizipation zu explo-
rieren, gehören die Formen „politische Meinung gesagt“, „an Wahlen beteiligt“, „an öf-
fentlicher Diskussion teilgenommen“, „Parteimitarbeit“ und „Kandidaten im Wahl-
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kampf unterstützt“. Erhoben wurde, ob die jeweilige politische Aktivität schon einmal
vom Befragten ausgeführt worden ist. Als Bildungsvariable dient der dichotomisierte
allgemeinbildende sekundäre Bildungsabschluss (Abitur bzw. Fachabitur versus niedri-
gere Bildungsabschlüsse), da eine Integration mehrerer Dummy-Variablen in ein Struk-
turgleichungsmodell nicht sinnvoll ist. Der soziale Status wird über das MPS-Berufs-
prestige operationalisiert (vgl. Wegener 1988), welches zur Anpassung der Spannweite
an die anderen Variablen durch den Wert 40 dividiert wurde. Am unteren Ende dieser
Skala finden sich Hilfsarbeiter und Handlanger, das obere Extrem dieser Skala bilden
Ärzte. Zur Abbildung der sozialen Herkunft dient das, wiederum durch 40 dividierte,
Berufsprestige (MPS) des Vaters.13 Die politische Wirksamkeitswahrnehmung, Political
Efficacy (PE), wurde über vier Items erhoben, wobei zwei Items der Dimension der
„internal political efficacy“ und zwei Items dem Aspekt der „external political efficacy“
zuzurechnen sind (Vetter 1997).14 Die interne Konsistenz dieser Skala ist zufrieden-
stellend (Cronbach’s α = .63/Vier-Item-Skala). Die Variable Politisches Interesse wurde
über die Fragestellung erhoben, wie stark sich der oder die Befragte für Politik interes-
siert und geht als intervallskalierte Variable mit fünf Ausprägungen in die Analyse ein.
Die Befragten hatten sich auf einer fünfstufigen Skala zwischen den Extrem-Dimen-
sionen „sehr stark“ und „überhaupt nicht“ einzuordnen.15 Dieses Instrument entspricht
der seit den 1950ern gängigen Messung subjektiven politischen Interesses „by asking
people directly how interested they are in politics“ (Gabriel und van Deth 1995: 395).
2. A-P-K-Analyse zur unkonventionellen politischen Partizipation im Zeitverlauf
Zur adäquaten Untersuchung der Hypothesen zum sozialen Wandel des politischen In-
teresses und der sozialen Mechanismen (z.B. Bildungsexpansion), die hinter diesem
Wandel liegen, wird ein spezifisches A-P-K-Design herangezogen (vgl. Bürklin et al.
1994; Hadjar und Becker 2006a). Grundlage solcher Analysen können Panel-Datensät-
ze oder kumulierte Querschnittsdatensätze über längere Zeitabschnitte sein, auch wenn
letztere im Vergleich zu echten, d.h. ereignisorientierten Längsschnittdaten, mit größe-
ren methodisch-statistischen Problemen behaftet sind (Becker 2002). Dem Problem der
Konfundierung, das bei gleichzeitiger Schätzung von Alters-, Perioden- und Kohorten-
effekten in einem Modell auftritt, wurde in den folgenden Analysen dadurch entgegen-
gewirkt, dass eine der zeitlichen Komponenten durch eine inhaltliche Variable, die mit
der entsprechenden Zeit-Variable korrespondiert, ersetzt wurde (vgl. Tuma und Han-
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13 Aus datentechnischen Gründen war es nicht möglich, das Berufsprestige der Mutter, das im
Zuge zunehmender Frauenerwerbstätigkeit bedeutsamer für die Erfassung der sozialen Her-
kunft geworden ist, mit zu berücksichtigen.
14 Internal PE: „Ich traue mir zu, in einer Gruppe, die sich mit politischen Fragen befasst, eine
aktive Rolle zu übernehmen“, „Die ganze Politik ist so kompliziert, dass jemand wie ich gar
nicht versteht, was vorgeht“ (–); external PE: „Die Politiker kümmern sich nicht viel darum,
was Leute wie ich denken“ (–), „Leute wie ich haben so oder so keinen Einfluß darauf, was die
Regierung tut“ (–).
15 Im Jahr 1988 wurde die Variable ausschließlich auf einer zehnstufigen Skala erhoben. Diese
Werte wurden durch die einfache Division durch den Wert 2 in ein fünfstufiges Kontinuum
überführt.
nan 1984: 192). Der Wandel unkonventioneller Partizipation wird daher im vollstän-
digen A-P-K-Modell unter Austausch der Kohortenvariable analysiert, d.h. statt des
Geburtsjahrs wurde die mit der Bildungsexpansion korrespondierende Variable „Hete-
rogenität“ im Hinblick auf die Zusammensetzung der Schülerschaft höherer Schulen
nach sozialer Herkunft in das Modell integriert. Eine weitere Maßnahme zur Senkung
der Multikollinearität zwischen den Variablen im Rahmen der folgenden Analysen
stellt die Verwendung mittelwertszentrierter metrischer Variablen für die Interaktions-
terme dar (vgl. Jaccard 2001).
a) Datenbasis: Die Datengrundlage der folgenden Analysen zu den Formen politischer
Partizipation bildet ein kumulierter Datensatz der „Allgemeinen Bevölkerungsumfrage
der Sozialwissenschaften“ (ALLBUS). Dieser aus bevölkerungsrepräsentativen Quer-
schnittserhebungen (1988, 1990, 1991, 1992, 2000) generierte Längsschnitt-Datensatz
erlaubt die Bildung synthetischer Kohorten und verfügt über Fallzahlen, die eine de-
taillierte Analyse der Haupteffekte (Bildung, Status, Kohorte, Periode, Alter, Ge-
schlecht) sowie von Interaktionseffekten (z.B. von Bildung und Kohorte) ermögli-
chen.16 Um die Kohorten hinsichtlich ihrer Sozialisation bzw. Bildung einheitlich in-
terpretieren zu können, wurden in die Stichprobe zur Analyse der Entwicklung unkon-
ventioneller politischer Partizipation nur Westdeutsche ab 21 Jahren der Geburtsjahre
zwischen 1919 bis 1968 aufgenommen. Ostdeutsche oder Ausländer unterscheiden sich
in ihren Erfahrungen der politischen Sozialisation signifikant von den Westdeutschen,
außerdem liegen für die Ostdeutschen erst ab 1991 Daten vor. Die untere Altersgrenze
von 21 Jahren ist notwendig, um eventuelle Effekte durch später erworbene allgemeine
sekundäre Bildungszertifikate zu minimieren.
b) Messinstrumente: Abhängige Variable der Analysen ist die unkonventionelle politische
Partizipation. Diese dichotomisierte Variable gibt Auskunft darüber, ob der oder die
Befragte sich bereits einmal im Rahmen unkonventioneller politischer Partizipationsfor-
men (Unterschriftenaktion, Boykotts, Demonstration oder Bürgerinitiative)17, engagiert
hat. Das Bildungsniveau, erfragt als das höchste erworbene allgemeine sekundäre Bil-
dungszertifikat, wurde in drei Dummy-Variablen überführt: niedrige Bildung (ohne
Abschluss, Hauptschulabschluss), mittlere Bildung (Mittlere Reife) und höhere Bildung
(Abitur, Fachabitur). Zur Abbildung von Kohorten wurden aus dem Geburtsjahr meh-
rere Variablen generiert: Zunächst wurden zur vereinfachten Darstellung der Wand-
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16 Eine noch höhere Fallzahl und längere Analysezeiträume wären sicher wünschenswert. Der
Längsschnitt kann jedoch nicht ausgeweitet werden, da die benötigten Variablen nur zu diesen
Messzeitpunkten erhoben wurden.
17 Es ist darauf hinzuweisen, dass sich diese Operationalisierung der unkonventionellen Partizi-
pation von der Operationalisierung, die in den Analysen des ersten Teils verwendet wurde, un-
terscheidet. Im Rahmen der Querschnittsanalyse zu den Bestimmungsfaktoren politischer
Partizipation gingen die Elemente „ungenehmigte Demonstration“, „Bürgerinitiative“, „Ein-
schüchterung politischer Gegner“ und „Besetzungsaktion“ in die Variable der unkonventionel-
len Partizipation ein. Diese unterschiedlichen Vorgehensweisen ergeben sich aus der mangel-
haften Datenlage – die Items wurden nicht kontinuierlich erhoben. Diese Differenzen in der
Operationalisierung könnten bei einem Vergleich beider Analysen zu leichten Verzerrungen
führen. Da aber als Grundlage der Längsschnittanalyse im A-P-K-Design nur über die Zeit
konstant gebliebene Items dienen, stellt sich dieses Problem hier nicht.
lungsprozesse fünf Kohorten gebildet, die theoretisch voneinander abgrenzbar sind (vgl.
Hadjar und Becker 2006a) und jeweils zehn Altersjahrgänge umfassen. Dann wird das
Geburtsjahr selbst als mittelwertszentrierte metrische Kohortenvariable in die multiva-
riaten Analysemodelle eingeführt, d.h. von jedem einzelnen Geburtsjahr wurde der
Stichproben-Mittelwert der Variable Geburtsjahr abgezogen. In einem letzten Schritt
wird zur Minimierung der Probleme der Konfundierung und Multikollinearität bei
gleichzeitiger Analyse von Alters-, Perioden- und Kohorteneffekten (Becker 2002) die
metrische zeitliche Kohortenvariable durch die inhaltliche Variable „Heterogenität“ er-
setzt. Diese Variable bietet sich als Kohortenersatz an, weil sie den sozialen Prozess der
Bildungsexpansion, für den die Kohorte bzw. das Geburtsjahr als Proxy steht, abbildet,
ohne direkt das Bildungsniveau, das in die einzelnen Modelle ebenfalls integriert wird,
zu thematisieren. Im Zenit der Bildungsexpansion ist es zu einer zunehmenden Hete-
rogenität der Schülerschaft gekommen, d.h. in dieser Zeit ist die im Vergleich höchste
Öffnung der höheren Schulformen für alle soziale Klassen zu konstatieren (Becker
2003).18 Zur Bildung der Variable „Heterogenität“ wurde für jedes Geburtsjahr das
Assoziationsmaß für die Beziehung zwischen sozialer Herkunft (Klassenlage des Vaters
nach der Klassifikation von Erikson und Goldthorpe 1992) und Bildungsniveau er-
rechnet.19 Jedes einzelne Geburtsjahr wurde dann durch das geburtsjahrspezifische He-
terogenitätsmaß (inverses Cramer’s V) ersetzt. Die Heterogenität wurde anhand der
Klassenzugehörigkeit nach Erikson und Goldthorpe (1992) als Herkunftsmerkmal be-
stimmt. Eine Alternative wäre das elterliche Bildungsniveau. Vergleichsrechnungen mit
sozialer Herkunft nach Bildung der Eltern ergaben jedoch ähnliche Ergebnisse, da Bil-
dungsniveau und soziale Lage hoch korreliert sind. In die A-P-K-Analysen fließen da-
rüber hinaus die metrischen Variablen Alter (in Jahren) und das quadrierte Alter, in
Annahme eines nicht-linearen Alterseffekts: Anstieg der Partizipationswahrscheinlich-
keit bis um das 60. Lebensjahr, anschließend Stagnation sowie Dummy-Variablen zur
Abbildung der Periode (Beobachtungszeitpunkte 1988, 1990, 1991, 1992, 2000) ein.
In die Längsschnittanalysen wird zudem das Geschlecht mit seinen dichotomen Ausprä-
gungen (0 – weibliches Geschlecht, 1 – männliches Geschlecht) als Kontrollvariable in-
tegriert.
IV. Untersuchungsergebnisse
Zunächst steht die Fragestellung im Zentrum, über welche Einflussfaktoren der Zu-
sammenhang zwischen Bildung und Partizipation verläuft, bevor dann in einem weite-
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18 Die Heterogenität der Schülerschaft nach sozialer Herkunft eignet sich deshalb als Kohortener-
satz-Variable, da sie, aufgrund der im Zuge der Bildungsexpansion nur langsamen Abnahme
der Bildungsungleichheiten (vgl. Becker 2003), nicht im starken Ausmaß mit der Kohortenva-
riable konfundiert ist und so das Problem der Multikollinearität gesenkt werden kann. Im Ver-
gleich dazu würde das kohortenspezifische Bildungsniveau, z.B. die Abiturientenquote, als Er-
satzvariable kaum zu einer spürbaren Entkopplung der unabhängigen Variablen untereinander
beitragen, da diese Variable hoch mit dem Geburtsjahr korreliert.
19 Die Heranziehung der väterlichen Schicht ist nur suboptimal, da vor allem in den jüngeren
Kohorten die Mütter zunehmend an Bedeutung für die Schichteinstufung der Familie gewin-
nen. Dennoch sollte die Verzerrung durch diese Vorgehensweise gering sein.
ren Schritt die Entwicklung unkonventioneller Partizipation im Zeitverlauf anhand der
visuellen Inspektion der kohorten-, bildungs- und periodenspezifischen Unterschiede
sowie multivariater logistischer Regressionsmodelle untersucht wird.
1. Erklärung konventioneller und unkonventioneller Partizipation:
Ein Strukturgleichungsmodell
In Abbildung 1 sind die in den theoretischen Überlegungen als Hintergrundmechanis-
men des Zusammenhangs zwischen Bildungsniveau und politischer Partizipation the-
matisierten Variablen als Mediatoren modelliert. Um der Frage nachzugehen, ob die
Bildungsexpansion einen Einfluss auf diese Zusammenhänge hatte, ist ein Strukturglei-
chungsmodell zur Erklärung konventioneller bzw. unkonventioneller politischer Partizi-
pation für zwei getrennte Gruppen, die früher geborenen Kohorten 1919–48 und für
die Geburtsjahrgänge 1949–68, die von der Bildungsexpansion besonders profitiert ha-
ben, geschätzt worden. Die Pfadkoeffizienten bzw. erklärten Varianzen für die Kohor-
ten 1919–48 sind dabei in Normalschrift dargestellt, die Parameter für die Kohorten
1949–68 kursiv darunter. Das Strukturgleichungsmodell besitzt eine hohe Anpassungs-
güte, wie in den Goodness-of-Fit-Indices (vgl. Hu und Bentler 1999) ersichtlich ist,
d.h., dass das hypothetische Modell eine gute Beschreibung der empirischen Wirklich-
keit (Datenlage) bietet (vgl. Abbildung 1).
Es finden sich zunächst Belege für den von Mayer und Blossfeld (1990) theoreti-
sierten Statuszuweisungsprozess: Die soziale Herkunft hat einen positiven Effekt auf
das Bildungsniveau, das seinerseits das Berufsprestige beeinflusst. Zudem ist auch ein
direkter positiver Effekt zwischen sozialer Herkunft und Berufsprestige ersichtlich. Im
Hinblick auf einen Vergleich der beiden Gruppen (Geburtsjahrgänge 1919–48 versus
Geburtsjahrgänge 1949–68) erweist sich der Konnex zwischen sozialer Herkunft und
Bildung als relativ stabil.20 Der Einfluss der Bildung auf das Berufsprestige scheint in
den später geborenen Kohorten etwas schwächer zu sein, was aber mit einer bisher
mangelnden Umsetzung der Bildung auf dem Arbeitsmarkt infolge des jüngeren Alters
dieser Gruppe zu tun haben kann.
Als wesentliche Mechanismen hinter dem Zusammenhang zwischen Bildung und
politischer Partizipation erweisen sich die politische Wirksamkeitsüberzeugung („politi-
cal efficacy“) sowie das politische Interesse. Eine höhere Bildung hat eine höhere inter-
nale und externale politische Wirksamkeitsüberzeugung zur Folge, d.h., eine positivere
Einschätzung, die Fähigkeiten zur politischen Beteiligung zu besitzen und auch Ein-
fluss auf das politische System nehmen zu können. Neben dem direkten Zusammen-
hang zwischen Bildung und politischer Wirksamkeitsüberzeugung ist auch ein indirek-
ter, über das Berufsprestige vermittelter Zusammenhang ersichtlich. Höhere Bildung
geht mit einem höheren Berufsprestige einher, das seinerseits eine höhere „political effi-
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20 Dieser Befund ist unter dem Vorbehalt zu formulieren, dass hier nur zwei Gruppen unterschie-
den werden. In der später aufgezeigten detaillierten Entwicklung ist sehr wohl eine Tendenz
zur Abschwächung des Konnex zwischen sozialer Herkunft und Bildung zu erkennen, wobei
der Einfluss der sozialen Herkunft in den jüngsten Geburtsjahrgängen wieder tendenziell zu-
nimmt (vgl. Hadjar und Becker 2006b).
cacy“ zur Folge hat. Eine höhere politische Wirksamkeitsüberzeugung ist mit einem
ausgeprägteren Interesse an Politik verbunden, das sich positiv auf das Ausmaß an kon-
ventioneller und unkonventioneller Partizipation auswirkt. Zu diesem über das politi-
sche Interesse mediierten Effekt gibt es jedoch auch direkte Einflüsse der „political effi-
cacy“ auf die konventionelle und die unkonventionelle Partizipation. Wie die positive
Korrelation zwischen den beiden Beteiligungstypen zeigt, sind diese Formen politischer
Partizipation nicht als Gegensatzpaar anzusehen, sondern stehen in einem positiven
Zusammenhang. Wer konventionelle Formen der Partizipation nutzt, ist mit einer be-
stimmten Wahrscheinlichkeit auch in unkonventionelle Formen involviert. Im Ver-
gleich zwischen den früher geborenen Kohorten und den später geborenen Kohorten
fällt auf, dass sich an diesen Mechanismen wenig geändert hat. Interessant ist, dass die
direkten und indirekten Effekte der Bildung auf die politische Partizipation eher zu-
als abgenommen haben (vgl. Abbildung 1).
2. Politische Partizipation im Zeitverlauf
Zur abstrahierenden Beschreibung der verschiedenen Geburtskohorten wurden für die
visuelle Inspektion der bildungs-, kohorten- und periodenspezifischen Niveaus unkon-
ventioneller Partizipation fünf Kohortenbündel zusammengefasst, die im Folgenden
nach ihrem Bildungsniveau gedeutet werden sollen. In Abbildung 2 ist die kohorten-
spezifische Verteilung der verschiedenen Bildungsniveaus dargestellt, um die Bildungs-
expansion über die Kohortenabfolge hinweg sichtbar zu machen. Zusätzlich ist in der
Grafik die Heterogenität der Schülerschaft nach sozialer Herkunft abgetragen, d.h., die
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Abbildung 1: Strukturgleichungsmodell zur Erklärung konventioneller und unkonven-
tioneller politischer Partizipation
*** p < .001, ** p < .01, * p < .05; N = 2700, Goodness of Fit-Indices: χ² = 14.237, df = 12, p = .286, GFI =
.999, AGFI = .995, RMR = .005, RMSEA = .006, SRMR = .006














































Kohorten 1919 – 1948
Kohorten 1949 – 1968
Entwicklung des Zusammenhangs zwischen sozialer Herkunft (Goldthorpe-Klasse des
Vaters) und Bildungsniveau (vgl. Hadjar und Becker 2006a). Darin zeigt sich zunächst
eine tendenzielle Ablösung zwischen sozialer Herkunft und Bildungsniveau, die in der
jüngeren Kohorte stagniert, weil diese Kohorte aus den Kindern derjenigen besteht, die
bereits von der Bildungsexpansion profitierten und somit der Konnex zwischen sozialer
Herkunft und Bildung hier wieder enger wird.21
Einen ersten Eindruck zu Kohortenunterschieden gibt Abbildung 3. Über alle Mess-
zeitpunkte hinweg finden sich ähnliche Unterschiede. Die ältesten Kohorten zeigen
durchgehend die geringste Prävalenz für unkonventionelle Formen politischen Protests,
während die junge Generation der zwischen 1959 und 1968 Geborenen bis auf ein Er-
hebungsjahr zu allen Messzeitpunkten die Spitzenposition einnimmt. Über die Kohor-
tensukzession steigt das Ausmaß unkonventioneller Beteiligungsformen bis zur jüngsten
Kohorte hin an. Anfang der 1990er Jahre und zum Jahr 2000 hin sind im Hinblick
auf Periodeneinflüsse über alle Kohorten hinweg im Vergleich besonders hohe Ausprä-
gungen an unkonventioneller politischer Partizipation festzustellen.
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Abbildung 2: Kohortenspezifisches Bildungsniveau und Heterogenität nach sozialer Her-
kunft

















Anteil ohne Abschluss, Hauptschulabschluss (x 100)
Anteil der Absolventen Mittlere Reife (x 100)
Anteil Abitur/Fachabitur (x 100)
Heterogenität nach sozialer Herkunft (inverses Cramer's V)
21 Um eine breite Datenbasis mit größtmöglichen Zellbesetzungen zu erhalten, wurde zur Be-
rechnung der kumulierte ALLBUS 1988–2004 (12 Erhebungen) herangezogen.
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Abbildung 3: Kohortenspezifische Entwicklung unkonventioneller Partizipation
Prozentualer Anteil derjenigen, die bereits eine Form unkonventioneller Partizipation genutzt haben.













Abbildung 4: Bildungs- und kohortenspezifische unkonventionelle Partizipation
Prozentualer Anteil derjenigen, die bereits eine Form unkonventioneller Partizipation genutzt haben.




















Die Interaktion zwischen Bildungsniveau und Kohortenzugehörigkeit, die sich auf Ent-
wicklungen im Zuge der Bildungsexpansion bezieht, ist in Abbildung 4 dargestellt. Es
sind zunächst markante Bildungsunterschiede zu konstatieren. Offenbar sind die Hoch-
gebildeten die Träger unkonventioneller politischer Beteiligungsformen. Personen mit
mittlerer Reife und ehemalige Hauptschulabsolventen sowie Personen ohne Schulab-
schluss haben eine sehr viel geringere Prävalenz an unkonventioneller Beteiligung. In-
teressant ist, dass die niedrig Gebildeten ihre negative Distinktion über alle Kohorten
beibehalten, während die hoch Gebildeten über die Kohortenabfolge sogar leicht an
positiver Distinktion zunehmen. Die Bildungsgruppe mit mittlerer Reife steht in den
früheren Kohorten (1919–1928) in ihrem Niveau an unkonventioneller Beteiligung
den Absolventen hoher Bildungseinrichtungen (Gymnasien) noch sehr nah, nimmt
dann aber zunehmend eine mittlere Position zwischen hoch und niedrig Gebildeten
ein. Insgesamt erscheinen die Abstände zwischen den drei Bildungsniveaus über die
Kohortenabfolge und damit über die Bildungsexpansion als relativ stabil.
Die visuelle Inspektion kann nur erste Hinweise auf Veränderungen politischer Va-
riablen über die Bildungsexpansion geben. Ohne Betrachtung des Alterseffekts sind die
Ergebnisse zu den Kohortenunterschieden nicht ohne Probleme interpretierbar. Im Fol-
genden soll daher die unkonventionelle politische Partizipation einer multivariaten
Analyse unterzogen werden.
In Tabelle 1 finden sich binär-logistische Regressionsmodelle zur Entwicklung un-
konventioneller politischer Partizipation im Zeitverlauf. Zunächst ist ersichtlich, dass
Abiturienten bzw. Fachabiturienten mit einer 3,6 mal höheren Chance zu denen gehö-
ren, die schon eine Form der unkonventionellen Partizipation genutzt haben als niedrig
Gebildete (ohne Abschluss oder mit Haupt-/Volksschulabschluss). Die Bildungsgruppe
mit mittlerer Reife liegt dazwischen. Bezüglich der Kohorten zeigt sich eine Zunahme
der unkonventionellen politischen Partizipation in der Kohortenabfolge. Gegenüber
den zwischen 1919 und 1928 Geborenen weisen die Geburtskohorten 1929–38,
1939–48, 1949–58 und 1959–68 eine höhere, über die Kohorten fast linear ansteigen-
de Wahrscheinlichkeit für unkonventionelle politische Partizipation auf (Modell I). Der
Effekt der Kontrollvariable Geschlecht weist darauf hin, dass Männer mit einer größe-
ren Wahrscheinlichkeit unkonventionell politisch partizipieren.
Statt der Kohorten-Dummyvariablen wird die Abfolge der Geburtsjahrgänge in
Modell II durch eine metrische Variable, das mittelwertszentrierte Geburtsjahr, reprä-
sentiert, um die über die Kohortenabfolge zu beobachtende Entwicklung zu erfassen.
Wie sich im Rahmen der visuellen Inspektion (Abbildung 3) und in Modell I der Ta-
belle 1 bereits andeutete, ist eine steigende Tendenz unkonventioneller politischer Parti-
zipation über die Kohortensukzession festzustellen. Von besonderem Interesse hinsicht-
lich der Folgen der Bildungsexpansion sind die Interaktionseffekte aus Bildungsniveau
und Kohorte (mittelwertszentriertes Geburtsjahr). Der schwache, positive Interaktions-
effekt aus (Fach-)Abitur und Kohorte ist im Hinblick auf die Referenzkategorie, den
Interaktionseffekt aus niedriger Bildung und Kohorte bei aller Vorsicht22 so zu inter-
pretieren: Über die Kohortenabfolge entfernt sich die höchste Bildungsgruppe tenden-
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22 Allerdings ist dieser Effekt nur auf dem 10-Prozent-Niveau signifikant und im Hinblick auf das
odds ratio nahe 1 nur sehr vorsichtig zu interpretieren.
ziell weiter von der niedrigen Bildungsgruppe. D.h., Individuen mit Abitur bzw. Fach-
abitur gewinnen etwas an Distinktion gegenüber den niedrig Gebildeten. Die Träger
der Zunahme der unkonventionellen politischen Partizipation scheinen somit insbeson-
dere die höher Gebildeten in den jüngeren Kohorten zu sein. Das odds ratio bezüglich
der Kontrollvariable Geschlecht weist wiederum auf eine stärkere männliche politische
Beteiligung hin. Ein Interaktionseffekt aus Kohorte und Geschlecht, der die Entwick-
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Tabelle 1: Binär-logistische Modelle zur Erklärung unkonventioneller politischer Partizi-
pation
odds ratios Modell I Modell II Modell III
Bildung




















Interaktionseffekt Bildung und Kohorte
Ref.: ohne Abschluss, Haupt-/Volksschulabschluss und Kohorte
Interaktionseffekt Mittlere Reife und Kohorte
Interaktionseffekt Abitur/Fachabitur und Kohorte




Interaktionseffekt Bildung und Heterogenität (Kohorte)
Ref.: ohne Abschluss, Haupt-/Volksschulabschluss und
Heterogenität (Kohorte)
Interaktionseffekt Mittlere Reife und Heterogenität
(Kohorte)


















Geschlecht (männlich) 1.143** 1.130** 1.131*
Interaktionseffekt Geschlecht und Kohorte 1.005
Interaktionseffekt Geschlecht und Heterogenität (Kohorte) 10.294*
Konstante –1.114*** –.562*** –.816
N 8.137 8.137 8.137
Nagelkerkes R² (in Prozent) 11,8 11,7 16,0
*** p < .001, ** p < .01, * p < .05, + p < .10
Quelle: ALLBUS 1988, 1990, 1991, 1992, 2000; eigene Berechnungen (Transformationsgewichtung).
lung der Geschlechterunterschiede in der unkonventionellen politischen Partizipation
abbilden soll, erweist sich in diesem Modell als nicht signifikant.
Modell III enthält das komplexe A-P-K-Modell, d.h., hier wurden Alters-, Peri-
oden- und Kohorteneffekte simultan geschätzt, wobei zur Minimierung des Konfundie-
rungs- bzw. Kollinearitätsproblems die geburtsjahrgangsspezifische Heterogenität der
Schülerschaft hinsichtlich der sozialen Herkunft als Ersatz für die Kohortenvariable
dient. Zu verweisen ist zunächst auf die stabilen Bildungseffekte. Der Kohorteneffekt,
hier repräsentiert durch die über die Bildungsexpansion bzw. Kohortensukzession ten-
denziell zunehmende Heterogenität der Schülerschaft höherer Bildungseinrichtungen,
verliert im komplexen A-P-K-Modell an Signifikanz. Der im Rahmen visueller Inspek-
tionen oder einfacher Analysen aufscheinende Befund, dass die jüngeren Generationen
stärker unkonventionell partizipieren, ist nur auf ihr jüngeres Alter, ihre tendenziell hö-
here Bildung und periodenspezifische Ereignisse bzw. gesellschaftliche Zustände zu-
rückzuführen. Die Interaktionseffekte von Bildung und Heterogenität (Kohorte) sind
im komplexen A-P-K-Modell nicht mehr signifikant, wenngleich die odds ratio-Werte
weiterhin auf den in Modell II aufgezeigten Effekt hinweisen, dass die höhere Bil-
dungsgruppe tendenziell an Distinktion in der unkonventionellen Partizipation ge-
winnt. Bei Berücksichtigung aller anderen Effekte ist dieser weitere Ausbau des Ab-
stands in der unkonventionellen Partizipation zur niedrigen Bildungsgruppe aber offen-
bar nicht groß genug, um statistisch bedeutsam zu sein. Im Hinblick auf den Altersef-
fekt (Alter, Alter²) ist der hypothesenkonforme Befund zu konstatieren, dass zunächst
die Wahrscheinlichkeit unkonventioneller politischer Partizipation mit zunehmendem
Alter ansteigt, ab einem bestimmten Alter dann aber stagniert.23 Die Periodeneffekte
weisen auf einen Anstieg der unkonventionellen politischen Partizipation in der Ge-
samtstichprobe über den Erhebungszeitraum zwischen 1988 und 2000 hin. Offenbar
sind dies Anzeichen für eine generelle Etablierung dieser Beteiligungsformen in der Be-
völkerung, und das über bildungs-, kohorten- und altersspezifische Differenzierungen
hinweg, denn die periodischen Effekte sind genuin, d.h., sie zeigen sich unter Kontrol-
le der anderen Einflussvariablen. Der Geschlechtseffekt erweist sich wiederum als ro-
bust; Männer sind wahrscheinlich unkonventioneller aktiv als Frauen. Interessant ist
der signifikante Interaktionseffekt aus Geschlecht und Heterogenität (als Ersatz für die
Geburtskohorte). Offenbar steigt die unkonventionelle politische Partizipation bei den
Männern über die Kohortensukzession ungleich stärker als bei den Frauen, wenn das
individuelle Bildungsniveau, die Heterogenität der Schülerschaft als Kohortenmerkmal,
das Alter und die Periode im Modell kontrolliert bzw. konstant gehalten werden.24
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23 Das odds ratio von .999 für den Effekt des quadrierten Alters, d.h. des Interaktionseffekts von
Alter und Alter², ist so zu deuten, dass der Anstieg der Wahrscheinlichkeit unkonventioneller
politischer Partizipation, der sich im linearen Alterseffekt manifestiert, mit zunehmendem Al-
ter geringer wird und schließlich stagniert.
24 Scheinbar hat es jenseits der Folgen der Bildungsexpansion – höhere Bildungsbeteiligung von
Frauen, stärkere politische Beteiligung von Frauen – keinen genuinen Angleichungsprozess in
der unkonventionellen politischen Partizipation zwischen den Geschlechtern gegeben.
V. Diskussion
Die vermutete Beziehung zwischen Bildungsniveau und unkonventioneller politischer
Partizipation sowie die dahinter stehenden sozialen Mechanismen konnten empirisch
plausibilisiert werden: Die Ergebnisse zeigen, entsprechend der Hypothese 1, stabile
Bildungseffekte: höher Gebildete sind diejenigen, welche im Untersuchungszeitraum
das größte Ausmaß an unkonventioneller politischer Partizipation berichteten. Hinter
den Bildungseffekten stehen eine mit dem Bildungsniveau steigende politische Wirk-
samkeitsüberzeugung und ein entsprechend höheres politisches Interesse, wobei ein Teil
des Bildungseffekts auch über den sozialen Status vermittelt wird.
Die Resultate der Längsschnittanalyse zur Verknüpfung von Bildungsexpansion und
der Entwicklung unkonventioneller Partizipation (politische Mobilisierung) sind so zu
rekapitulieren: Auch wenn in einfachen Mittelwertvergleichen Kohortenunterschiede
dergestalt aufscheinen, dass jüngere Kohorten verstärkt Formen unkonventioneller poli-
tischer Partizipation nutzen (Hypothese 2a), zeichnet doch die komplexe A-P-K-Ana-
lyse ein anderes Bild: Offenbar wird der Kohorteneffekt stark von einem Alters- bzw.
Lebenszykluseffekt sowie Periodeneinflüssen überlagert. Mit zunehmendem Alter und
zunehmender Position im Lebenszyklus steigt zunächst die Wahrscheinlichkeit unkon-
ventionellen politischen Engagements, um im höheren Lebensalter zu stagnieren. Die-
ses Ergebnis, das die Hypothese 3 stützt, resultiert zum Teil daraus, dass die Jüngeren,
entsprechend ihrer Lebensdauer, weniger Zeit hatten, unkonventionelles Partizipations-
verhalten zu akkumulieren. Der im höheren Alter stagnierende Alterseffekt ist damit zu
erklären, dass über den Lebenszyklus hinweg bei vielen die Distanz zu Sozialisations-
umwelten (vgl. Klingemann und Lass 1995), in denen Formen unkonventioneller
Partizipation besonders propagiert werden (z.B. Studentenmilieu), zunimmt. Zudem
kann die zunehmende Etablierung im Erwerbsleben mit einer nicht mehr steigenden
Wahrscheinlichkeit unkonventioneller Partizipation verbunden sein. So gibt es Berufs-
gruppen, denen bestimmte Formen unkonventioneller politischer Partizipation sogar
verboten sind, so dürfen zum Beispiel Beamte in Deutschland nicht demonstrieren.
Ein Prozess der Heterogenisierung im Beteiligungsverhalten, d.h., dass sich das Ausmaß
an unkonventioneller politischer Partizipation bei den höher Gebildeten der Ausprä-
gung in niedrigeren Bildungsgruppen annähert, weil die Schülerschaft höherer Schulen
heterogener bezüglich der sozialen Herkunft wird, ist nicht festzustellen. Damit spre-
chen die Befunde gegen die Hypothese 2b. Die positive Distinktion der höher Gebil-
deten bleibt über die Kohorten erhalten. Über den Untersuchungszeitraum ist im Rah-
men der abstrahierten Betrachtung ein tendenzieller Anstieg unkonventioneller politi-
scher Partizipation über alle Bildungs-, Altersgruppen und Kohorten hinweg zu beob-
achten. Somit wird die Hypothese 4 gestützt, dass Periodeneinflüsse das Ausmaß an
unkonventioneller politischer Partizipation beeinflussen. Diese periodenspezifische Zu-
nahme, wenngleich im Rahmen dieser Untersuchung nur für den Zeitraum zwischen
1988 und 2000 untersucht, spricht einerseits für eine Etablierung und Normalisierung
unkonventioneller politischer Partizipation, die durch globale gesellschaftliche Sozialisa-
tionsmechanismen (z.B. Massenmedien; vgl. Klingemann und Fuchs 1995) begünstigt
wurde, andererseits aber sicher auch für gesellschaftliche Problemkonstellationen, die
mit starker Unzufriedenheit verbunden waren und erhöhte politische Aktivität in den
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Augen der Partizipierenden notwendig machten (vgl. Klages 1984). Zu nennen wäre
hier die erhöhte Arbeitslosigkeit in Gesamtdeutschland. Ein dritter Aspekt dieses perio-
dischen Wandels könnte auch eine über die Zeit ansteigende Überzeugung, mit For-
men unkonventioneller politischer Partizipation Wirkung zu erzielen (Stichwort: politi-
cal efficacy; vgl. Vetter 2000), sein.
Die Analyse des Zeitverlaufs hat gezeigt, dass eine Betrachtung verschiedener Zeit-
dimensionen unabdingbar ist, um „temporalen Fehlschlüssen“ aus dem Wege zu gehen.
In diesem Falle haben sich hinter einem starken Kohorteneinfluss vor allem Lebenszyk-
lus- und Periodeneffekte verborgen. Zeitliche Veränderungen sind diffizil und müssen
auch hinsichtlich der sozialen Mechanismen, die hinter bestimmten Zusammenhängen
liegen, betrachtet werden.
Aus methodischer Sicht ist ebenso auf verschiedene Grenzen dieser Betrachtung
hinzuweisen, die aber vor allem auf die mangelnde Datenlage zurückzuführen sind.
Zum einen ist ein Beobachtungszeitraum von nur zwölf Jahren für eine A-P-K-Analyse
relativ kurz. Wenngleich zu lange Zeiträume wieder das Problem von Selektionseffek-
ten aufwerfen würden, wäre ein Zeitraum von mindestens 20 Jahren mit jährlichen
Messungen wünschenswert gewesen: zum einen wegen der größeren Fallzahlen, die bes-
sere Zellbesetzungen insbesondere bezüglich der Interaktionseffekte garantieren, zum
anderen, weil dann die Multikollinearitätsproblematik zwischen Alter, Periode und Ko-
horte auf ein noch niedrigeres Niveau zurückgedrängt werden könnte. Der Erkenntnis-
gewinn der Analysen hätte auch gesteigert werden können, wenn alle hier als soziale
Mechanismen thematisierten Mediatoren (z.B. Political Efficacy) zu allen Messzeit-
punkten erhoben worden wären und so auch diese Bindeglieder zwischen Bildung und
politischer Partizipation einer Längsschnittbetrachtung zugeführt hätten werden kön-
nen. Eine adäquate Analyse zur Bildungsexpansion erscheint erst möglich, wenn die
von der Bildungsexpansion partizipierenden Kohorten, also die jüngeren Kohorten, ein
hohes Alter erreicht haben und damit ihr gesamter Lebensverlauf in die Analyse einflie-
ßen kann (vgl. Hadjar und Becker 2006b). Zudem ist die abhängige Variable der un-
konventionellen Partizipation dahingehend zu problematisieren, dass diese nur abbil-
det, ob der oder die Befragte bereits einmal unkonventionelle Formen politischer Parti-
zipation genutzt hat. Diese Operationalisierung bringt in Bezug auf die zeitlichen Ana-
lysen das Problem mit sich, das sehr häufig bei Retrospektivbefragungen auftritt: Es ist
nicht zu spezifizieren, zu welchem Zeitpunkt (z.B. in welchem Alter) die Individuen
unkonventionell partizipiert haben.25
Inhaltlich ist zu fragen, ob diese Analyse die Bedeutung des Bildungseffekts hinrei-
chend klären konnte. Im Hinblick auf die gleich gerichteten Effekte des sozialen Pres-
tiges und des Bildungsniveaus im Strukturgleichungsmodell kann davon ausgegangen
werden, dass der Effekt der Bildung zum Teil, entsprechend der Deutung von Bildung
als Humankapital, in den bildungsbedingten besseren Chancen zur Statuserzielung be-
gründet liegt. Der verbleibende genuine Bildungseffekt, der einen starken Einfluss be-
hält, könnte auf die thematisierten höheren kognitiven Fähigkeiten und Handlungs-
kompetenzen zurückzuführen sein. Was bislang nicht angesprochen wurde, ist eine
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25 Dieser Einwand betrifft allerdings nicht die im Zentrum der Analysen stehenden Kohorten-
effekte, da hier nur die akkumlierte Partizipation und nicht der Zeitpunkt im Lebensverlauf
von Interesse ist.
dritte Deutung des Bildungseffekts, in der die Schule als bedeutsame Sozialisationsins-
tanz bzw. Instanz der Wertevermittlung fokussiert wird (vgl. Hadjar 2006). Eine zu
prüfende Hypothese wäre, ob sich verschiedene Schulformen im Hinblick auf die Pro-
pagierung politischer Partizipation voneinander unterscheiden. Dieses Problem zielt vor
allem auch auf die Wertefrage, die im Rahmen der Analysen aus Gründen der Kom-
plexitätsreduktion ausgeklammert wurde. So könnte unterstellt werden, dass Gymna-
sien günstigere Sozialisationsumwelten, zu denen sowohl die von Lehrerinnen und
Lehrern vermittelten Inhalte, als auch die Werte der Mitschüler und der Eltern gehö-
ren, für postmaterialistische Werte darstellen.26 Nach Inglehart (1977) sind Mitbestim-
mung und Partizipation Kernelemente des postmaterialistischen Wertekosmos. Zu the-
matisieren ist in diesem Zusammenhang auch die Dauer des Verbleibs im Bildungssys-
tem, aus der sich eine mehr oder weniger starke Ablösung der Individuen von ihren
Herkunftsschichten mit ihren spezifischen Werten ergibt. Der Besuch höherer Bil-
dungseinrichtungen bedeutet eine längere Verweildauer, die mit einer stärkeren Soziali-
sation in partizipationsnahen Umwelten gleichzusetzen ist.
Im Ausblick ergeben sich verschiedene Forschungsfelder für Anschlussuntersuchun-
gen, die aufgrund der Komplexitätsreduktion hier unberücksichtigt geblieben sind. Ein
interessanter Aspekt wäre eine weitergehende Analyse des Geschlechtereffekts, der hier
bereits als Kontrollvariable diente. Gleichermaßen interessant wäre auch eine Typologi-
sierung politischer Beteiligungsformen nach der Rechts-Links-Einordnung. Während in
den 1960er Jahren sicher unkonventionelle Beteiligungsformen hauptsächlich vom „lin-
ken Spektrum“ genutzt wurden, zeichnete sich in den späteren Entwicklungen auch
eine zunehmende Inanspruchnahme dieser Formen der Beteiligung im konservativen
oder rechten politischen Spektrum ab (Stichworte: Unterschriftenkampagne gegen
Doppelte Staatsbürgerschaft in Hessen, Bürgerinitiativen für den Bau von Autobahnen,
Neonazi-Demonstrationen, rechte Hausbesetzungen). Hier könnte gefragt werden, in-
wieweit im Zuge der Bildungsexpansion auch politische Cleavages in der politischen
Beteiligung aufgebrochen worden sind. Ein dritter Ansatzpunkt für weitergehende Un-
tersuchungen ist die Frage der Gründe für politische Partizipation. So spielen sowohl
die Zufriedenheit mit dem Regierungshandeln als auch die wahrgenommene Betroffen-
heit im Hinblick auf bestimmte gesellschaftliche Probleme durch die Bürgerinnen und
Bürger eine Rolle für die Entscheidung, ob potenzielle Akteure sich politisch engagie-
ren oder nicht.
Zurückkommend auf die Ausgangsfragestellung, ob im Zuge der Bildungsexpansion
eine politische Mobilisierung stattgefunden hat, kann gesagt werden, dass verschiedene
Aspekte auf eine solche Mobilisierung hindeuten. Ein höheres Bildungsniveau ist mit
einer höheren Wahrscheinlichkeit unkonventioneller politischer Partizipation verbun-
den; ein höheres kohortenspezifisches Bildungsniveau mit einer stärkeren unkonventio-
nellen politischen Partizipation auf dieser Aggregatebene. Die Prävalenz unkonventio-
neller politischer Partizipation, die nicht als Ersatz, sondern als Ergänzung konventio-
neller Beteiligungsformen anzusehen ist, dürfte im Zuge der Bildungsexpansion allein
schon deshalb zugenommen haben, weil der Anteil der höher Gebildeten, die, wie auf-
gezeigt, eine gleichbleibende positive Distinktion in der unkonventionellen politischen
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26 Nicht zu vernachlässigen sind hier auch die in Deutschland stark entwickelten Institutionen
des beruflichen Bildungssystems (vgl. Lempert 1993).
Partizipation aufweisen, gestiegen ist. Des Weiteren ist klar ersichtlich, dass über die
Kohorten hinweg in allen Bildungsschichten eine Zunahme unkonventioneller politi-
scher Partizipation stattgefunden hat. Offenbar wurden Formen der unkonventionellen
Beteiligung auch unter Personen mit niedrigerer Bildung salonfähig, wenngleich zu ei-
nem weiterhin geringeren Ausmaß als bei den höher Gebildeten. Dies gibt Anlass, ge-
rade für die Hauptschulen weitere Maßnahmen wie die verstärkte Vermittlung politi-
scher Kompetenzen und politische Bildung anzuregen, damit die niedrig Gebildeten
verbleibende große Defizite im Hinblick auf politische Kompetenzen und damit auf
Gestaltungsmöglichkeiten weiter aufholen können. Alles in allem ist in Bezug auf die
untersuchten Kohorten der zwischen 1919 und 1968 Geborenen nicht von zunehmen-
der Politikverdrossenheit und Desinteresse zu sprechen. Dahrendorfs Forderung nach
Bildung als Bürgerrecht, um eine Gesellschaft der mündigen Bürger zu schaffen, hat
sich offenbar tendenziell erfüllt, allerdings erweisen sich die Bildungsunterschiede in
der politischen Partizipation als persistent.
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